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Keine Reduzierung der Anwaltskostenerstattung für die Schadenregulierung wegen erfolgreichen Regresses gegen Werkstatt, SV etc.

Die Klägerin fordert einen Teil der von ihr schadenrechtlich erstatteten Anwaltskosten für die vorgerichtliche Schadenregulierung zurück. 

Auf der Grundlage des subjektbezogenen Schadenbegriffs in der Ausprägungsform des Werkstattrisikos / Sachverständigenrisikos hat sie ihrer Schadenersatzleistung die Rechnung der Werkstatt / des Sachverständigen zugrunde gelegt. Die Schadenersatzleistung erfolgte Zug um Zug gegen Abtretung eventueller Rückforderungsansprüche des Geschädigten gegen die Werkstatt / den Schadengutachter an die Klägerin als Versicherer des Schädigers.

Im Wege des Regresses gegen die Werkstatt / den Schadengutachter hat die Klägerin einen Teilerfolg erzielt und von dort eine Rückzahlung erhalten.

Nunmehr meint sie, das reduziere den ursprünglichen Schadenersatzanspruch, sodass die Anwaltskostenerstattung wegen der Schadenregulierung rückwirkend auf einen niedrigeren Gegenstandswert zu reduzieren sei.

Gegebenenfalls:

Die Klägerin fordert den Betrag, den sie für überzahlt hält, direkt bei uns / mir als der anwaltlichen Vertretung zurück. Wir / ich sind /bin allerdings nicht passiv legitimiert. Denn es handelt es sich bei der nun teilweise zurückgeforderten ursprünglichen Zahlung der Klägerin an uns um eine Anwaltskostenerstattung. Die direkte Zahlung an uns / mich ist lediglich die Abkürzung des Zahlungsweges von der Klägerin an die Mandantschaft und von dort an uns. 

(Vollstreckungs-)Gläubiger für die Anwaltskostenerstattung bleibt auch bei der Direktzahlung allein der Geschädigte. Die anwaltliche Vertretung erhält lediglich eine Empfangszuständigkeit. Das lässt sich auch ganz praktisch schon an den Fällen erkennen, bei denen die Mandantschaft zum Vorsteuerabzug berechtigt ist und der Versicherer deshalb nur den Nettobetrag erstattet. Wäre der Versicherer nicht Schuldner des Geschädigten, sondern der anwaltlichen Vertretung, müsste er auch dann brutto bezahlen. Muss er aber nicht, weil er nicht zahlt, sondern erstattet.


Weiter für alle Vorgänge:

Nach ständiger Rechtsprechung des BGH ist der für die Kostenerstattung im Verhältnis vom Geschädigten zum Schädiger relevante Gegenstandswert der gezahlte Schadenersatzbetrag. Das liest sich beim BGH so:

„a) Dem Anspruch des Geschädigten auf Ersatz vorgerichtlicher Rechtsanwaltskosten ist im Verhältnis zum Schädiger grundsätzlich der Gegenstandswert zugrunde zu legen, der der berechtigten Schadensersatzforderung entspricht. Abzustellen ist dabei auf die letztlich festgestellte oder unstreitig gewordene Schadenshöhe.

b) Auf den für den Ersatzanspruch maßgeblichen Gegenstandswert hat es keinen werterhöhenden Einfluss, dass der Geschädigte im Zeitpunkt der Beauftragung des Rechtsanwalts noch davon ausgegangen ist, seine Hauptforderung sei zu einem höheren als dem später festgestellten oder unstreitig gewordenen Betrag begründet.“ (BGH 5.12.17, VI ZR 24/17).

Der Leitsatz b basiert darauf, dass der Geschädigte mit dem ersten anwaltlichen Aufforderungsschreiben die Stundenverrechnungssätze der Marke am Ort verlangt hatte (fiktiv). Die Verweisung auf eine andere Werkstatt kam erst danach. Dadurch reduziert sich der „im Verhältnis vom Geschädigten zum Schädiger“ zu berücksichtigende Streitwert, denn – eine inhaltlich nicht zu beanstandende Verweisung vorausgesetzt – denn durch die Verweisung wurde der Schadenersatzanspruch des Geschädigten reduziert. Das findet quasi im Innenleben des Schadenersatzverhältnisses statt.

Im hier zu entscheidenden Fall hingegen bleibt der Schaden trotz des teilerfolgreichen Regresses  gleich hoch. Denn die Reparaturrechnung / Gutachterrechnung kann dem Schaden subjektbezogen zugrunde gelegt werden. 

Die Pointe des subjektbezogenen Schadenbegriffs in der Ausprägungsform des Werkstattrisikos / Sachverständigenrisikos ist es gerade, dass der Schadenersatzanspruch des Geschädigten nicht davon abhängig ist, ob die Werkstatt etwa wegen überhöhter Ansätze von Material oder Arbeitszeit oder wegen unsachgemäßer oder unwirtschaftlicher Arbeitsweise einen unangemessenen Betrag berechnet. Für die Sachverständigenrechnung gilt das genauso.

Dass sich im Regress erweist, dass die Rechnung an objektiven Kriterien bemessen zu hoch war, ändert nichts daran, dass der Schadenersatzanspruch des Geschädigten auf subjektbezogener Grundlage in der Ausprägungsform des Werkstattrisikos / Sachverständigenrisikos in voller ursprünglicher Höhe berechtigt war. Der Regress ist nämlich „Werkvertragsrecht rückwärts“ und damit ein Vorgang in der Außenwelt des Schadenrechtsverhältnisses. Dadurch wird der Schaden des Geschädigten nicht geringer, was man schon daran erkennen kann, dass der Versicherer das Geld im Regress nicht vom Geschädigten zurückverlangt, sondern von der Werkstatt / dem Schadengutachter.

Es bleibt also dabei: Der vom Versicherer auf der Grundlage „Werkstattrisiko“ erstattete Betrag ist der im Verhältnis zum Schädiger zu berücksichtigende Gegenstandswert.





	Wichtiger Hinweis: Der Inhalt ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Die Redaktion prüft ihn regelmäßig und passt ihn gegebenenfalls an. Gleichwohl schließen wir Haftung und Gewähr aus, da die Materie komplex ist und sich ständig wandelt. Muster dienen als Vorlage und sind individuell anzupassen.

Haben Sie noch Fragen? Schreiben Sie uns: kontakt@iww.de
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